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NIEDERSCHRIFT 
über die Beratungen und Beschlüsse in der 

Gemeinderatssitzung 2/2026 am Dienstag, 24.03.2026, 
um 19.00 Uhr im Gemeindeamt Nikolsdorf. 

Die Mitglieder wurden mit schriftlicher Einladung vom 16.03.2026 unter Bekanntgabe der Tages-
ordnung verständigt. Weiters war die Sitzung durch öffentlichen Anschlag an der Amtstafel vom 
16.03.2026 bis 25.03.2026 bekanntgemacht. 
In geheimer Sitzung behandelt: kein Tagesordnungspunkt 
Im Übrigen ist die Sitzung öffentlich. 
Anwesend: Vorsitzender: Bürgermeister Georg Rainer, 

Gerald Standteiner, Florian Pichler, Lukas Hanser; 
Isabell Huber, Karl Plautz, Dieter Mayr-Hassler, Karl Winkler, 
Magister Christopher Stadler, Niklas Simoner, Mathias Hanser 

Entschuldigt:  niemand 
Außerdem anwesend: David Winkler, MSc; Gemeindesekretär Bernhard Wurzer als Schriftführer, 

Finanzverwalter Michael Jans-Perfler 
Sonstige anwesende Personen: keine Zuhörer 
Beginn: 19.00 Uhr ....................................................................................................... Ende: 21.31 Uhr 

Tagesordnung 
1. Jahresrechnung 
2. Jahresrechnung GGAG  
3. Kauf Feuerwehrfahrzeug TLF – Auftragsvergabe 
4. Haushaltsstellenüberschreitungen 
5. Versicherungsangelegenheiten 
6. Schülertransport 
7. GGAG Steiner Alpe – Dienstbarkeitsvertrag Wasserversorgung Lublass 
8. Wassergenossenschaft Nikolsdorf - Erweiterung / Sanierung Rohrnetz / LWL Nutzung 
9. Wassergenossenschaft Lengberg – WLF-Darlehen 
10. Wassergenossenschaft Lengberg – Vereinbarung betreffend Erneuerungsmaßnahmen 
11. Löschungserklärung – Vorkaufsrecht EZ 137 GB 85021 
12. Bebauungsplan für Gst 1105/2 und Gst 1103/1 beide KG Nikolsdorf 
13. Verkauf Gst 437/21 KG 85021 
14. Draxl – Mair – Inkammerierung und Exkammerierung 
15. GGAG Nörsach - Ablöse Dienstbarkeit / Holz- Streubezug auf Gst 801/1, Gst 801/2 & Gst 442/2 

alle KG Nörsach für EZ 38 
16. ASZ Lienz – Verträge 
17. Anträge, Anfragen und Allfälliges 
 
Der Gemeinderat fasst auf Antrag des Bürgermeisters mit 11 Ja-Stimmen einstimmig folgenden 
Gemeinderatsbeschluss: 
Die Tagesordnung wird geändert bzw. ergänzt wie folgt: 
Tagesordnungspunkte 1-16 wie bisher 
17. Diensbarkeitszusicherungsvertrag TIWAG im Gst 1082 EZ 50 KG 85021 und im Gst 1070 EZ 90 
 KG 85021 
18. Änderung örtliches Raumordnungskonzept im Bereich Gewerbegebiet - Süd 
19. Anträge, Anfragen und Allfälliges 

zu 1) Jahresrechnung 
Allen Gemeinderatsmitgliedern wurde vor der Sitzung eine Zusammenfassung zugesandt. 
Der Rechnungsabschluss 2025 wird von Kassenverwalter Michael Jans-Perfler per Power-
Point in zusammengefasster Form präsentiert und vom Bürgermeister erläutert.  
Mag. Christopher Stadler berichtet als Vorsitzender des Überprüfungsausschusses über die 
am 24.02.2026 durchgeführte Vorprüfung. 
Nach Ermöglichung der Fragestellung übergibt der Bürgermeister Georg Rainer den Vorsitz 
an den Bürgermeister-Stellvertreter Gerald Standteiner und verlässt den Sitzungsraum. 
Nach der Möglichkeit für Anfragen und zur Beratung fasst der Gemeinderat auf Antrag des 
Bürgermeister-Stellvertreters mit 10 Ja-Stimmen einstimmig folgenden Beschluss: 

Dem vorliegenden Rechnungsabschluss 2025 mit folgendem Ergebnis wird zugestimmt und dem 
Bürgermeister die Entlastung erteilt Liquide Mittel Kassenabschluss 31.12.2025: 
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Girokonto - 64.810,90 
Spargiro 98.220,01 
Barkassa       +604,18 
Rücklage Kanal +30.560,88 
Rücklage Grundkauf +107.137,36 
Summe Kassenbestand (liquide Mittel) +34.013,29 

Finanzlage laut GHD Jahr 2025: 
Bruttoüberschuss +161.268,75 
Laufender Schuldendienst -125.870,64 
Frei verfügbare Mittel (Nettoüberschuss) +35.398,11 
Verschuldungsgrad = 78% 
Ergebnisrechnung Nettoergebnis mit Haushaltsrücklagen (SA00) -66.224,79 
Finanzierungsrechnung Geldfluss aus der VA-wirksamen Gebarung (SA5) -157.633,50 
Vermögensrechnung - Bilanz 

 

 
Immobilien KG Volksschulgebäude 
Girokonto 27279 Stand vom 31.12.2025 +65.803,03 
 
Der Bürgermeister kehrt in das Sitzungszimmer zurück und übernimmt wieder den Vorsitz. 

zu 2) Jahresrechnung GGAG  
Nach Erörterung durch den Bürgermeister und Möglichkeit zur Beratung fasst der Gemeinde-
rat auf Antrag des Bürgermeisters mit 11 Ja-Stimmen einstimmig folgenden Beschluss: 
Der Gemeinderat fasst auf Antrag des Bürgermeisters mit 11 Ja-Stimmen einstimmig folgen-
den Beschluss: 
Der Gemeinderat nimmt die zur Kenntnis gebrachten Voranschläge 2026 und Jahresrechnun-
gen 2025 sämtlicher Gemeindegutsagrargemeinschaften samt den dazu gehörigen Prüf-
berichten der ersten Rechnungsprüfer, und zwar Karl Plautz für die Gemeindegutsagrar-
gemeinschaften Grolitsch-Zabrat und Steiner Alpe, Karl Winkler für die Gemeindegutsagrar-
gemeinschaften Damer und Gemeinsame Schafalpe, Gerald Standteiner für die 
Gemeindegutsagrargemeinschaften Lindsberg, Michelsberg und Nörsach, Niklas Simoner für 
die Gemeindegutsagrargemeinschaft Lengberg, Mag. Christopher Stadler für die 
Gemeindegutsagrargemeinschaften Trattenberg und Trattenbergalpe werden vom 
Gemeinderat in der vorgelegten Form ohne Einwand zur Kenntnis. 
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zu 3) Kauf Feuerwehrfahrzeug TLF – Auftragsvergabe 
Nach Erörterung durch den Bürgermeister und Möglichkeit zur Beratung fasst der Gemeinde-
rat auf Antrag des Bürgermeisters mit 11 Ja-Stimmen einstimmig folgenden Beschluss: 
Der Gemeinderat der Gemeinde Nikolsdorf stimmt dem Kauf des Tanklöschfahrzeuges 2000 
„TLFA 2000“ laut Konkretisierungsangebot gemäß BBG-Rahmenvertrag (GZ: 
2801.04598.007) vom 23.03.2026 um 408.957,54 Euro zu. 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Nikolsdorf stimmt dem Kauf der Beladung für das neue 
Tanklöschfahrzeug 2000 „TFLA 2000“ gemäß Vertriebsangebot 705-FZH2500457 vom 
17.03.2026 um 28.657,52 Euro direkt bei Magirus Lohr zu. 
 
Folgender Finanzierungsplan soll für die Anschaffung des Tanklöschfahrzeug - TLFA 2000 
inklusive der Beladung zu Grunde liegen: 
Anschaffungskosten: 437.615,06 Euro 
Landesfeuerwehrfonds: 132.500,00 Euro 
Katastrophenfonds: 185.500,00 Euro 
Tiroler Versicherung:     5.000,00 Euro 
Mannschaftskasse der FF Nikolsdorf:   25.000,00 Euro 
Entnahme Erneuerungsrücklage Immobilien KG   94.615,06 Euro 
 

zu 4) Haushaltsstellenüberschreitungen 
Nach Erörterung durch den Bürgermeister und Möglichkeit zur Beratung fasst der Gemeinde-
rat auf Antrag des Bürgermeisters mit 11 Ja-Stimmen einstimmig folgenden Beschluss: 
Folgenden Haushaltsstellenüberschreitungen zum 31.12.2025 wird – soweit möglich unter 
Ausnutzung der angeführten Bedeckungsmöglichkeiten – zugestimmt: 
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zu 5) Versicherungsangelegenheiten 
Nach Erörterung durch den Bürgermeister und Möglichkeit zur Beratung fasst der Gemeinde-
rat auf Antrag des Bürgermeisters mit 11 Ja-Stimmen einstimmig folgenden Beschluss: 
Der Gemeinderat der Gemeinde Nikolsdorf beschließt den Antrag 7.752.683/9 vom 
27.01.2026 der Tiroler Versicherung für den Abschluss der „Vermögensschaden-
Haftpflichtversicherung“ – Prämie jährlich € 1.769,23. 

zu 6) Schülertransport 
Der Gemeinderat hat am 10.09.2025 folgenden Beschluss gefasst: 
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„Im Zusammenhang mit dem Auslaufen des VVT-Zuschussvertrages zur Verlustabdeckung 
„Regiotax Nikolsdorf“ mit 13.12.2025 spricht sich der Gemeinderat grundsätzlich für folgende 
künftige Abwicklung des Schülertransportes im Gelegenheitsverkehr aus: 
Da von den Bergsiedlungen nur mehr insgesamt 5 Schüler bzw. Schülerinnen zu befördern 
sind, soll künftig nur mehr ein Frühtransport zur Bushalte bzw. Volksschule durchgeführt 
werden bzw. sollen die Mittagsfahrten entfallen. Begründung: Zu Mittag wären nur an 2 
Schultagen alle 5 Schüler bzw. Schülerinnen gemeinsam zu befördern; an den restlichen 3 
Schultagen wären es jeweils nur 2 Schüler bzw. Schülerinnen, sodass diesfalls die vom 
Finanzamt festgelegte Mindestanzahl von 5 Schülern bzw. Schülerinnen nicht erreicht werden 
kann. 
Da ab dem heurigen Schuljahr 2025/2026 auch der Bedarf für einen Schülertransport zur 
Sonderschule Lienz gegeben ist, sollte nach Möglichkeit – vorbehaltlich der 
Zustimmung durch den VVT – ein solcher im direkten Zusammenhang mit dem 
Frühtransport für die schulpflichtigen Kinder der Bergsiedlungen – zeitlich unmittelbar 
anschließend an diesen – durchgeführt werden. 
In diesem Sinne stimmt der Gemeinderat dem Abschluss des vom VVT mit Schreiben vom 
12.08.2025 zugesandten Zuschussvertrages zur Verlustabdeckung „Regiotax Nikolsdorf“ mit 
darin angeführtem voraussichtlichem Ende der regulären Vertragslaufzeit am 11.12.2027 
unter der Bedingung der Berücksichtigung der oben angeführten geänderten 
Streckenbeschreibung und des Entfalls der Mittagsfahrten in der Beilage 1 sowie 
Neuberechnung des voraussichtlichen jährlichen zur Verlustabdeckung erforderlichen 
Betrages gemäß Punkt II Absatz 2 zu.“ 
Dieser Gemeinderatsbeschluss wurde dem VVT zur Kenntnis gebracht. Trotz unzähligen 
Kontaktversuchen (sowohl per E-Mail als auch telefonisch) hat der VVT darauf in keinerlei 
Weise reagiert. Obwohl der Vertrag per 13.12.2025 ausgelaufen ist, wurde der Schüler-
transport in unveränderter Weise -–also wie in den Vorjahren – durchgeführt und wurden die 
vom Gemeinderat am 10.09.2025 beschlossenen Änderungen vollkommen ignoriert. 
Laut der vom Bürgermeister am 11.02.2026 anlässlich der ÖPNV-Verbandsversammlung mit 
dem Zuständigen des VVT, Herrn Philipp Larcher, persönlich geführten Rücksprache über die 
mögliche weitere Vorgangsweise scheint die Durchführung des Schülertransportes für die 
Bergsiedlungen nur in der Früh sowie die Mitnahme von Matthias Tegischer in die 
Sonderschule Lienz nicht möglich zu sein. 
Nach Hinweis auf die Vorberatung im Gemeindevorstand und Möglichkeit zur Beratung fasst 
der Gemeinderat auf Antrag des Bürgermeisters mit 10 Ja-Stimmen und 1 Nein-Stimme 
folgenden Beschluss: 
In Abänderung des Gemeinderatsbeschlusses vom 10.09.2025 wird ausdrücklich befristet für 
das laufenden Schuljahres 2025/2026, also bis zum 10.07.2026, dem vorliegenden Nachtrag 
zum Zuschussvertrag für den Schülertransport betreffend die Bergsiedlungen zugestimmt, 
wobei unter den gegebenen Umständen (zu geringe Schülerzahl; nur Durchführung eines 
Frühtransportes sowie Mitnahme eines Kindes in die Sonderschule Lienz laut Auskunft des 
VVT nicht möglich; rechtliche Verpflichtung der Gemeinde zur Durchführung des Schüler-
transports ist nicht gegeben) der Schülertransport im Gelegenheitsverkehr in weiterer Folge, 
also ab dem Schuljahr 2026/2027, von der Gemeinde nicht mehr organisiert bzw. durchgeführt 
werden soll. 
 

zu 7) GGAG Steiner Alpe – Dienstbarkeitsvertrag Wasserversorgung Lublass 
Nach Erörterung durch den Bürgermeister und Möglichkeit zur Beratung fasst der Gemeinde-
rat auf Antrag des Bürgermeisters mit 11 Ja-Stimmen einstimmig folgenden Beschluss: 
Folgenden Dienstbarkeitsvertrag zwischen der Gemeindegutsagrargemeinschaft Steiner Alm 
und der Lublass s.r.o. wird zugestimmt: 

Dienstbarkeitsvertrag 
Abgeschlossen zwischen der Gemeindegutsagrargemeinschaft Steiner Alm, Nikolsdorf 17, 
9782 Nikolsdorf, einerseits und der Grundstückseigentümerin Lublass s.r.o. Dlouha 727/39/ 
Stare Mestro 11000 Praha, Tschechische Republik anderseits wie folgt: 
Die Gemeindegutsagrargemeinschaft Steiner Alm ist Eigentümerin der Liegenschaft EZ. 78 I 
KG Matrei i.O.-Land, der unter anderem die Grundparzellen 12/2, 58, 57, 56, 51/1, und 44 
zugeschrieben sind. 
Die Lublass s.r.o., vertreten durch die Zeichnungsberechtigte: Frau Erika Ultis, Kaltenhaus 
21/1, 9971 Matrei i.O. ist Eigentümerin der Liegenschaft EZ. 744 II KG Matrei i.O.-Land, 
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bestehend aus der Grundparzelle 77/2 auf welcher der Gasthof Lublass steht. Die 
Wasserversorgung des Gasthofes Lublass bzw. der GP 77/2 erfolgte ab dessen Errichtung 
aus einer Quelle, welche auf der GP 56 der EZ. 78 I KG Matrei i.O.-Land entspringt. 
Um den Wasserbezug wie bisher für die GP 77/2 zu sichern, räumt die 
Gemeindegutsagrargemeinschaft Steiner Alm der Lublass s.r.o. zeitlich auf 20 Jahren 
beschränkte entgeltliche Recht des Wasserbezuges von der auf GP 56 in EZ. 78 I KG Matrei 
i.O.-Land befindlichen Quelle als Dienstbarkeit ein. Im Gegenzug nimmt die Lublass s.r.o. 
dass Recht des Wasserbezuges dankend an. Die Einräumung beginnt mit dem Tag der 
Fertigung dieser Urkunde durch die Vertreter der Gemeindegutsagrargemeinschaft und endet 
am 31.03.2046. 
Das Entgelt beträgt jährlich € 600,- wertgesichert. Als Maß zur Berechnung der 
Wertbeständigkeit dient der vom Österreichischen Statistischen Zentralamt in Wien 
herausgegebenen Index der Verbraucherpreise 2025. Steigt in Folge der Index der 
Verbraucherpreise, so steigt im gleichen Verhältnis das zu entrichtende Entgelt. Bei sinkenden 
Verbraucherpreisen gibt es keine Anpassung nach unten. 
Mit dem Recht des Wasserbezuges verbunden ist das Recht der Ableitung über die GP 56, 
51/2, 51/1 und 44 in EZ. 78 I KG Matrei i.O.-Land. Die Berechtigten können zur Verlegung und 
Erhaltung der Wasserleitung und Wasserbassin auf den genannten Grundstücken 
erforderlichen Grabungsarbeiten durchführen, müssen jedoch nach Beendigung derselben 
den vorherigen Kulturzustand wieder herstellen. Genehmigungen, allfällige Auflagen der 
Wasserrechtsbehörde sind von der Berichtigten einzuholen bzw. einzuhalten. 
Für die Qualität des Wassers übernimmt die GGAG Steiner Alm keinerlei Haftung. 
Die mit der Errichtung und Verbücherung dieses Vertrages verbundenen Kosten und 
Gebühren gehen zu Lasten der Lublass s.r.o.. 
Die Gemeindegutsagrargemeinschaft Steiner Alm bewilligt auch über einseitiges Ersuchen in 
Liegenschaft EZ. 78 I KG Matrei i.O.-Land die Einverleibung der Dienstbarkeit des 
Wasserbezuges von der auf GP 56 befindlichen Quelle und die Dienstbarkeit der 
Wasserableitung von der auf GP 56 befindlichen Quelle über GP 56, 51/2, 51/1 und 44 im 
Sinne und Umfange dieses Dienstbarkeitsvertrages als dienenden Gute zugunsten der 
jeweiligen Eigentümer der auf GP 77/2 errichteten Baulichkeiten in EZ 744 II KG Matrei i.O.-
Land und im Gutsbestandsblatt dieser Liegenschaft als dem herrschenden Gute die 
Ersichtlichmachung. 
Die Rechtswirksamkeit dieser Vereinbarung ist abhängig von der Genehmigung der 
zuständigen Behörden. 

zu 8) Wassergenossenschaft Nikolsdorf - Erweiterung / Sanierung Rohrnetz / LWL 
Nutzung 
Nach Erörterung durch den Bürgermeister und Möglichkeit zur Beratung fasst der Gemeinde-
rat auf Antrag des Bürgermeisters mit 11 Ja-Stimmen einstimmig folgenden Beschluss: 
Der Gemeinderat der Gemeinde Nikolsdorf stimmt grundsätzlich der Mitverlegung der 
Wasserleitung durch die Wasssergenossenschaft Nikolsdorf im Zusammenhang mit der 
Verlegung der Fernwärmeleitung im Ortsgebiet Nikolsdorf zu. Des Weiteren stimmt der 
Gemeinderat der Gemeinde Nikolsdorf der Nutzung einer direkten LWL-Verbindung durch die 
Wassergenossenschaft Nikolsdorf vom Tiefbrunnen (Sportplatz) bis zum Hochbehälter 
(Schwimmbad) kostenlos zu. 

zu 9) Wassergenossenschaft Lengberg – WLF-Darlehen 
Nach Erörterung durch den Bürgermeister und Möglichkeit zur Beratung fasst der Gemeinde-
rat auf Antrag des Bürgermeisters mit 11 Ja-Stimmen einstimmig folgenden Beschluss: 
Zur Finanzierung der Neuverlegung der Wasserleitung Bauland Moser-Zwischenberger, der 
Neuerrichtung eines Schacht für die Leitungsentlüftung Etschberg Brücke und der 
Neuverlegung der Wasser- und Stromleitung von Schloss - Bassin – Gesamtkosten € 48.000 
– wird von der Gemeinde Nikolsdorf ein WLF-Darlehen (Wasserleitungsfondsdarlehen) in 
Höhe von € 36.000 Laufzeit 10 Jahre, aufgenommen, welches an die Wassergenossenschaft 
Lengberg als Betreiber der Wasserversorgungsanlage weiter gegeben wird bzw. von dieser 
laut der am 02.03.2026 im Gemeindeamt eingelangten Erklärung samt aller hierfür 
anfallenden Kosten an die Gemeinde Nikolsdorf refundiert wird. 
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zu 10) Wassergenossenschaft Lengberg – Vereinbarung betreffend 
Erneuerungsmaßnahmen 
 
Nach Erörterung durch den Bürgermeister und Möglichkeit zur Beratung fasst der Gemeinde-
rat auf Antrag des Bürgermeisters mit 11 Ja-Stimmen einstimmig folgenden Beschluss: 

Vereinbarung 
zwischen der Wassergenossenschaft Lengberg 

und der Gemeinde Nikolsdorf 
betreffend die Neuverlegung der Trinkwasserleitung von der Korberbachbrücke bis Schloss Lengberg 

 

Die Wassergenossenschaft Lengberg, vertreten durch den Obmann Hans Mandler, Lengberg 3, 9782 
Nikolsdorf, die Obmann-Stellvertreterin Verena Lercher, Lengberg 10, 9782 Nikolsdorf, sowie den 
Kassier Jürgen Standteiner, Lengberg 29, 9782 Nikolsdorf und die Gemeinde Nikolsdorf, vertreten 
durch den Bürgermeister Georg Rainer, Nikolsdorf 17, 9782 Nikolsdorf, den Bürgermeister-
Stellvertreter Gerald Standteiner, Hochstatt 4, 9782 Nikolsdorf, und den Gemeindevorstand Florian 
Pichler, Nörsach 34, 9782 Nikolsdorf, treffen folgende Vereinbarung: 
Im Zuge der entsprechend dem generellen Kurzprojekt des Amtes der Trioler Landesregierung, Agrar 
Lienz, vom November 2025, GZ. AgLZ-280 G/3-2025, geplanten und mit Straßenbaubescheid der 
Gemeinde Nikolsdorf vom 18.11.2025, Zahl 612/2025, genehmigten Wegverlegung Zufahrt 
„Etschberg“ und „Trutschnighof“ im Bereich südöstlich der Korberbachbrücke soll unter 
Zugrundelegung der einen integrierenden Bestandteil dieser Vereinbarung bildenden 
„Kostenschätzung Wasserleitung Bereich Wegverlegung Hofzufahrt Trutschnig“ der Agrar Lienz vom 
23.02.2026, GZ. AgLZ-280 G/5-2026, im Zuge von Wegbauarbeiten unter folgend angeführten 
Bedingungen auch die Neuverlegung der Trinkwasserleitung von der Korberbachbrücke bis 
Schloss Lengberg erfolgen: 

1. Die Gemeinde Nikolsdorf gestattet der Wassergenossenschaft Lengberg den zur 
Trinkwasserversorgung notwendigen Neubau einer Wasserleitung sowie deren künftige 
Erhaltung in dem aus der oben angeführten Kostenschätzung ersichtlichen Teilbereichen 1 
und 2, wobei der  

 Teilbereich 1 mit einer Länge von ca. 145 lfm das bestehende Straßengrundstück 
1175/4, GB 85019 Lengberg, vom Hydrant im Bereich Schloss Lengberg bis zum 
Beginn der neu trassierten Gemeindestraße und der  

 Teilbereich 2 mit einer Länge von ca. 160 lfm die daran anschließende, über die 
Grundstücke 1175/4, 72/3, 1185/4 und 173/4, alle GB 85019 Lengberg, führende 
neue Trasse der Gemeindestraße 1175/4 bis zur Abzweigung Etschberg  

umfasst. 
 

2. Im Teilbereich 1 werden die Baukosten für die Trinkwasserleitung wie folgt getragen: 
 Die Grabungskosten werden zur Gänze von der Gemeinde übernommen, wobei diese 

Leistung als Vorauszahlung der anfallenden Wassergebühren und 
Investitionskostenbeiträge der nächsten 20 Jahre anzusehen ist. 

 Die Materialkosten entfallen zur Gänze auf die Wassergenossenschaft Lengberg. 
 

3. Im Teilbereich 2 werden die Baukosten für die Trinkwasserleitung wie folgt getragen: 
 Die Grabungskosten werden zur Gänze von der Gemeinde übernommen. 
 Die Materialkosten entfallen zur Gänze auf die Wassergenossenschaft Lengberg. 

 
4. Im Gegenzug wird damit die Vereinbarung zwischen der Gemeinde Nikolsdorf und der 

Wassergenossenschaft Lengberg – Verpflichtungserklärung laut Gemeinderatsbeschluss vom 
11.11.2009, wonach im Falle notwendiger Erhaltungsarbeiten an der über Grundstücke 72/3, 
1185/4 73/4, 173/4 und 1420, alle GB 85019 Lengberg führenden Wasserleitung der 
Wassergenossenschaft Lengberg erforderliche Grabungsarbeiten auf Kosten der Gemeinde 
durchgeführt werden – aufgehoben. 
 

5. Durch die im Punkt 2 angeführte finanzielle Vorleistung wird auch die Vereinbarung mit der 
Wassergenossenschaft Lengberg über die pauschale Wasserverbrauchsannahme von 1.000 
m³ für die zwei Pumpstationen der Abwasserdruckleitung im Bereich Lengberg 
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(Gemeinderatsbeschluss vom 20.10.2005) aufgehoben. Nach Ablauf der Vorauszahlungsfrist 
am 31.12.2045 verpflichtet sich die Gemeinde Nikolsdorf zum Einbau von Wasserzählern in 
die Pumpstationen.  

Nach Erörterung durch den Bürgermeister und Möglichkeit zur Beratung fasst der Gemeinde-
rat auf Antrag des Bürgermeisters mit 11 Ja-Stimmen einstimmig folgenden Beschluss: 
Der Gemeinderat der Gemeinde Nikolsdorf erteilt der Wassergenossenschaft Nikolsdorf die 
Zustimmung für die projektgemäße Verlegung von Wasserleitungen auf der Gp 1377 und der 
Gp 1175/4 beide KG 85019 Lengberg. 

zu 11) Löschungserklärung – Vorkaufsrecht EZ 137 GB 85021 
Nach Erörterung durch den Bürgermeister und Möglichkeit zur Beratung fasst der Gemeinde-
rat auf Antrag des Bürgermeisters mit 11 Ja-Stimmen einstimmig folgenden Beschluss: 
Der Gemeinderat der Gemeinde Nikolsdorf stimmt für die Löschung des Vorkaufsrechtes in 
CLNr. 1 für die Gemeinde Nikolsdorf in EZ 137 GB 85021 Nikolsdorf. 

zu 12) Bebauungsplan für Gst 1105/2 und Gst 1103/1 beide KG Nikolsdorf 
Der örtliche Raumplaner gibt zur Erlassung eines Bebauungsplanes und ergänzenden 
Bebauungsplanes im Bereich der Gp. 1103/1 und 1105/2 KG Nikolsdorf folgende 
Stellungnahme ab: 
Im Bereich der bestehenden Hofstelle vlg. „Lackner“ auf der Gp. 1105/2 KG Nikolsdorf (siehe 
Fotos im Anhang) wurde bereits im Jahr 2009 die Errichtung eines Zubaus in Form eines 
Geräteschuppens für landwirtschaftliche Geräte geplant (siehe Ausschnitt aus der 
Bauplaneinreichung / dem Naturbestandsplan des Zivilgeometers Dipl.-Ing. Rudolf Neumayr, 
9900 Lienz, GZl.: 417/2009 vom 03.08.2009 im Anhang). Da bereits durch den 
Gebäudebestand die Mindestabstände gem. TBO 2022 zur im Nordwesten angrenzenden Gp. 
1103/1 KG Nikolsdorf nicht eingehalten werden konnten, wurde die Erlassung eines 
Bebauungsplanes mit „besonderer“ Bauweise angeregt, wobei in einem ergänzenden 
Bebauungsplan die Gebäudesituierung (Haupt- und Nebengebäude im Höchstausmaß) gem. 
§ 60.4 TROG 2022 festgehalten wurde, denn gem. § 60 Abs. 4 TROG 2022 ist im Fall „ … der 
Festlegung einer besonderen Bauweise … die Anordnung und Gliederung der Gebäude 
festzulegen … “. Schließlich konnte nur so der geplante Zubau umgesetzt werden (GR-
Beschluss vom 03.06.2025 - siehe Ausschnitt aus dem bestehenden Bebauungsplan und 
ergänzenden Bebauungsplan im Anhang). Nunmehr ist im nordöstlichen Bereich der Gp. 
1105/2, KG Nikolsdorf, die Errichtung eines Swimmingpools mit anschließendem Gartenhaus 
bzw. Aufenthaltsraum vorgesehen (siehe Ausschnitt aus dem Einreichplan der Holzbau Hofer 
GmbH, 9782 Nikolsdorf, Plannr.: P-25-315/Ei01/01A vom 17.02.2026 sowie Lageplan des 
Zivilgeometers Dipl.-Ing. Rudolf Neumayr, GZl.: 5590/2026 vom 13.02.2026 im Anhang). Da 
wie o. a. in einem Bebauungsplan mit „besonderer“ Bauweise die Gebäudesituierung gem. § 
60 Abs. 4 TROG 2022 in einem ergänzenden Bebauungsplan festzuhalten ist, werden der 
geplante Swimmingpool sowie das Gartenhaus bzw. der Aufenthaltsraum als Nebengebäude 
im Höchstausmaß in den ergänzenden Bebauungsplan aufgenommen. Im Bereich der Gp. 
1103/1 KG Nikolsdorf sind darüber hinaus geringfügige Um- und Zubauten am 
Gebäudebestand geplant. Auch hier wird die Gebäudesituierung (Hauptgebäude im 
Höchstausmaß) gem. § 60 Abs. 4 TROG 2022 erweitert und im ergänzenden Bebauungsplan 
festgelegt. Sämtliche weiteren Festlegungen können vom ursprünglichen Bebauungsplan und 
ergänzenden Bebauungsplan übernommen werden: so gilt grundsätzlich weiterhin eine 
„besondere“ Bauweise mit dem 0.4fachen Abstand eines jeden Punktes, mind. 3.0 m. Die 
Bebauungsdichte wird mit mind. 0.20 angegeben. Der oberste Gebäudepunkt orientiert sich 
am Bestand und wird im Bereich der Gp. 1103/1 mit 649.00 m. ü. A. bzw. 644.00 m. ü. A. 
sowie im Bereich der Gp. 1105/2 mit 647.50 m. ü. A. bzw. 641.50 m. ü. A. festgehalten. 
Schließlich verläuft eine Baufluchtlinie in einem Abstand von 4.50 m entlang der 
Zufahrtsstraße im Norden und wird somit in logischer Richtung nach Südosten vom bereits 
bestehenden Bebauungsplan und ergänzenden Bebauungsplan auf der westlich 
anschließenden Gp. 1201 verlängert bzw. orientiert sich diese am Bestand (siehe Ausschnitt 
aus dem bestehenden Bebauungsplan und ergänzenden Bebauungsplan im Anhang). 
Aus raumordnungsfachlicher Sicht kann der erneuten Erlassung eines Bebauungsplanes und 
ergänzenden Bebauungsplanes grundsätzlich zugestimmt werden: die Festlegungen 
orientieren sich im Wesentlichen am Bestand, die Zweckmäßigkeit wird somit nicht in Frage 
gestellt und es werden daher auch keine negativen Auswirkungen im Orts- und 
Landschaftsbild erwartet. Die ursprüngliche raumordnungsfachliche Stellungnahme vom 
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03.05.2025, sowie jene im Hinblick auf die geforderte Stellungnahme des BBA Lienz, 
Abteilung Flussbau, gelten sinngemäß. 
Die Beschlussfassung könnte lauten: Erlassung eines Bebauungsplanes und ergänzenden 
Bebauungsplanes im Bereich der Gp. 1103/1 und 1105/2 KG Nikolsdorf entsprechend dem 
Planentwurf. 
Nach Erörterung durch den Bürgermeister und Möglichkeit zur Beratung fasst der Gemeinde-
rat auf Antrag des Bürgermeisters mit 11 Ja-Stimmen einstimmig folgenden Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt unter Zugrundelegung der Stellungnahmen des örtlichen Raum-
planers vom 17.03.2026 die 

 Erlassung eines Bebauungsplanes und ergänzenden Bebauungsplanes im Bereich 
der Gp. 1103/1 und 1105/2 KG Nikolsdorf entsprechend dem Planentwurf. 

Zu diesem Zweck wird der von Raumgis Kranebitter ausgearbeitete Planentwurf für den Zeit-
raum von vier Wochen zur allgemeinen Einsicht im Gemeindeamt Nikolsdorf aufgelegt. 
Personen, die in der Gemeinde ihren Hauptwohnsitz haben, und Rechtsträgern, die in der 
Gemeinde eine Liegenschaft oder einen Betrieb besitzen, steht das Recht zu, bis spätestens 
eine Woche nach dem Ablauf der Auflegungsfrist eine schriftliche Stellungnahme zu diesem 
Entwurf abzugeben. 
Der Beschluss betreffend die gegenständliche Bebauungsplanerlassung wird nur rechtswirk-
sam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zu Entwurf 
von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wurde. 
 

zu 13) Verkauf Gst 437/21 KG 85021 
Nach Erörterung durch den Bürgermeister und Möglichkeit zur Beratung fasst der Gemeinde-
rat auf Antrag des Bürgermeisters mit 11 Ja-Stimmen einstimmig folgenden Beschluss: 
Der Gemeinderat der Gemeinde Nikolsdorf stimmt grundsätzlich für den Verkauf der Gst 
437/21 KG 85021 Nikolsdorf an Herrn Werner Huber (ca. 27 m²) und Herrn Thomas Pichler 
(ca. 17 m²), welche beabsichtigen das Gst 437/21 KG 85021 Nikolsdorf zu teilen, zu folgenden 
Konditionen:  
Als Kaufpreis wird ein Mischpreis von € 70/m² festgelegt, da es sich um eine Restfläche 
handelt. Die Vermessungskosten sind von den Käufern zu tragen. 

zu 14) Draxl – Mair – Inkammerierung und Exkammerierung 
 
Nach Erörterung durch den Bürgermeister und Möglichkeit zur Beratung fasst der Gemeinde-
rat auf Antrag des Bürgermeisters mit 11 Ja-Stimmen einstimmig folgenden Beschluss: 

Verordnungsblatt für die 
Gemeinde Nikolsdorf 

 
Jahrgang 2026  Kundgemacht am 25. März 2026 

2. Inkamerierung Zufahrt Mair und Weg Draxl sowie Exkamerierung einer 
Teilfläche der Gemeindestraße 930/1 KG 85021 Nikolsdorf im Bereich Draxl 

 
2. Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Nikolsdorf vom 24.11.2025 über die 
Inkamerierung Zufahrt Mair und Weg Draxl sowie Exkamerierung einer Teilfläche der 
Gemeindestraße 935/1 KG 85021 Nikolsdorf im Bereich Draxl 

Gemäß des § 13 Abs. 1 des Tiroler Straßengesetzes, LGBl. Nr. 13/1989, zuletzt geändert durch das Gesetz 
LGBl. Nr. 30/2025 und des § 15 Abs. 1 des Tiroler Straßengesetzes, LGBl. Nr. 13/1989, zuletzt geändert durch 
das Gesetz LGBl. Nr. 30/2025, wird verordnet: 

§ 1 
Inkamerierung und Exkamerierung 

Entsprechend der laut der Vermessungsurkunde der Vermessungskanzlei DI Lukas Rohracher, vom 
16.02.2026, GZ 3233/2025, vereinbarten Grundabtretung mit den Eigentümern der Grundstücke 1222, 37/3, 
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35/5, 35/4, 37/4, 37/5, 34/2, 32/5, 43/1, 40/1 und 38/1 alle KG 85021 Nikolsdorf für den teilweisen Ausbau und 
die Übernahme der bestehenden Wegflächen ins Öffentliche Gut der Gemeinde Nikolsdorf ist die Erlassung 
einer derartigen Verordnung erforderlich und wird wie folgt beschlossen: 

Inkamerierung für das Gst 37/5 in EZ 50 KG 85021 Nikolsdorf: 
Gst 37/5 in EZ 130 im Ausmaß von 185 m² 
Teilstück 1 aus Gst 43/1 in EZ 150 im Ausmaß von 26 m², 
Teilstück 2 aus Gst 40/1 in EZ 216 im Ausmaß von 50 m², 
Teilstück 3 aus Gst 1222 in EZ 61 im Ausmaß von 146 m², 
Teilstück 4 aus Gst 35/4 in EZ 130 im Ausmaß von 28 m², 
Teilstück 7 aus Gst 37/3 in EZ 81 im Ausmaß von 5 m², 
Teilstück 8 aus Gst 38/1 in EZ 90024 im Ausmaß von 11 m², 
Teilstück 9 aus Gst 35/5 in EZ 121 im Ausmaß von 18 m², 
Teilstück 10 aus Gst 37/4 in EZ 130 im Ausmaß von 146 m², 
Teilstück 11 aus Gst 34/2 in EZ 131 im Ausmaß von 30 m², 

Exkamerierung für Teilstück 5 aus Gst 930/1 in EZ 50 im Ausmaß von 61 m². 
 

§ 2 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft. 

Der Bürgermeister: 

Georg Rainer 
 

 

zu 15) GGAG Nörsach - Ablöse Dienstbarkeit / Holz- Streubezug auf Gst 801/1, Gst 
801/2 & Gst 442/2 alle KG Nörsach für EZ 38 
 
Nach Erörterung durch den Bürgermeister und Möglichkeit zur Beratung fasst der Gemeinde-
rat auf Antrag des Bürgermeisters mit 11 Ja-Stimmen einstimmig folgenden Beschluss: 
Gemäß dem Vertragsentwurf AZ:12571/Mag.Ko der Notariatskanzlei Mag. Roland Hausberger 
wird der Ablöse des in C-Laufnummer 1 einverleibten Holz- und Streubezugsrecht betreffend 
die Grundstücke Gst 801/1, Gst 801/2 und Gst 442/2 alle KG 85022 Nörsach um 3.500,00 
Euro zugestimmt. 

zu 16) ASZ Lienz – Verträge 
 
Nach Erörterung durch den Bürgermeister und Möglichkeit zur Beratung fasst der Gemeinde-
rat auf Antrag des Bürgermeisters mit 11 Ja-Stimmen einstimmig folgenden Beschluss: 
a) Grundsatzvereinbarung und b) Betreibervertrag 

Der Gemeinderat der Gemeinde Nikolsdorf. beschließt nach erfolgter Beratung die 
Annahme der vorliegenden Vertragswerke betreffend des Ressourcenzentrums Lienzer 
Talboden, bestehend aus der a) Grundsatzvereinbarung und dem b) Betreibervertrag, in 
der vorliegenden Fassung vom 23.03.2026. 

Nach Erörterung durch den Bürgermeister und Möglichkeit zur Beratung fasst der Gemeinde-
rat auf Antrag des Bürgermeisters mit 11 Ja-Stimmen einstimmig folgenden Beschluss: 
c) Bestandsvertrag 

Der Gemeinderat der Gemeinde Nikolsdorf beschließt den c) Bestandsvertrag in der 
vorliegenden Fassung vom 23.03.2026 im Rahmen eines Grundsatzbeschlusses. Die 
dem Vertrag zugrunde liegende Kostendarstellung für den Bestandszins von jährlich EUR 
135.000.- basiert auf einer fundierten Kostenschätzung und umfasst insbesondere: 
 EUR 6.000.000,00 – Baukostenschätzung durch Baumanagement Greiderer GmbH  
 EUR 4.000.000,00 – Bedarfszuweisungen des Landes Tirol gemäß 

Aufteilungsschlüssel (Beilage 1) 
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 EUR 2.000.000,00 – Darlehensfinanzierung über die ABL GmbH  
 EUR 44.195,33 – jährlicher Baurechtszins  
 sowie projektbezogene Nebenkosten (insb. Versicherung, Finanzierung usw.) 

(Bestandszins Beilage 2) Die endgültige Festlegung der Entgelte sowie die 
abschließende Beschlussfassung erfolgen nach Fertigstellung des Projektes auf Basis 
der tatsächlichen Kosten. 

Nach Erörterung durch den Bürgermeister und Möglichkeit zur Beratung fasst der Gemeinde-
rat auf Antrag des Bürgermeisters mit 11 Ja-Stimmen einstimmig folgenden Beschluss: 
d) Baurechtsvertrag 

Der Gemeinderat bekennt sich zur Umsetzung des Projektes Ressourcenzentrum Lienzer 
Talboden und nimmt den d) Baurechtsvertrag, zwischen der Stadtgemeinde Lienz und der 
ABL GmbH zur Kenntnis. 

zu 17) Diensbarkeitszusicherungsvertrag TIWAG im Gst 1082 EZ 50 KG 85021 und im 
Gst 1070 EZ 90 KG 85021 
Nach Erörterung durch den Bürgermeister und Möglichkeit zur Beratung fasst der Gemeinde-
rat auf Antrag des Bürgermeisters mit 11 Ja-Stimmen einstimmig folgenden Beschluss: 
Dem von der TIWAG vorgelegten Dienstbarkeitszuversicherungsvertrag (KV-K/2026/0154-
562-Kc/BA Ibk, 16.03.2026 samt beiliegendem Dienstbarkeitsplan) betreffend die 
unterirdische Verlegung, Benützung und Erhaltung von Starkstromkabeln sowie von Kabeln 
zur Übertragung von Nachrichten auf den Gst 1082, EZ 50, KG 85021 Nikolsdorf wird 
vollinhaltlich zugestimmt. Gegen die Erteilung der behördlichen Bewilligung für den Bau und 
Betrieb der Anlage im Sinne des § 7 Abs. 2 Tiroler Starkstromwegegesetzes 1969 / im des 
Wasserrechtsgesetzes / im Sinne des Tiroler Naturschutzgesetzes / im Sinne des 
Forstgesetzes zu Gunsten der TIWAG-Tiroler Wasserkraft AG werden keine Einwände 
erhoben. 
Dem von der TIWAG vorgelegten Dienstbarkeitszuversicherungsvertrag (KV-K/2026/0155-
563-Kc/BA Ibk, 16.03.2026 samt beiliegendem Dienstbarkeitsplan) betreffend die 
unterirdische Verlegung, Benützung und Erhaltung von Starkstromkabeln sowie von Kabeln 
zur Übertragung von Nachrichten auf den Gst 1070, EZ 90, KG 85021 Nikolsdorf wird 
vollinhaltlich zugestimmt. Gegen die Erteilung der behördlichen Bewilligung für den Bau und 
Betrieb der Anlage im Sinne des § 7 Abs. 2 Tiroler Starkstromwegegesetzes 1969 / im des 
Wasserrechtsgesetzes / im Sinne des Tiroler Naturschutzgesetzes / im Sinne des 
Forstgesetzes zu Gunsten der TIWAG-Tiroler Wasserkraft AG werden keine Einwände 
erhoben. 

zu 18) Änderung örtliches Raumordnungskonzept im Bereich Gewerbegebiet Süd  
Vom örtlichen Raumplaner wurde zur vorgesehenen Änderung des örtlichen 
Raumordnungskonzeptes im Bereich der Gp. 1153/1, 1155 und 1056, alle KG Nikolsdorf, am 
09.02.2026 folgende Stellungnahme abgegeben: 
Wesentliches Ziel der örtlichen Raumordnung ist neben der Ausweisung ausreichender 
Flächen zur Befriedigung des dauernden Wohnbedarfs der Bevölkerung v.a. auch die 
Erhaltung und Weiterentwicklung der Wirtschaft (vgl. § 27 Abs. 2 lit. b TROG 2022). Da 
aufgrund von Regulierungen der Drau und des Rot-Gelben Funktionsbereichs auf die dafür im 
örtlichen Raumordnungskonzept vorgesehen Erweiterungsflächen auf den Gp. 1155 und 
1153/1 beide KG Nikolsdorf (baulicher Entwicklungsbereich G4 / z0 / B!) nicht zugegriffen 
werden kann, soll das bestehende Gewerbegebiet der Gemeinde Nikolsdorf im Bereich der 
Gp. 1056 KG Nikolsdorf erweitert werden. Aufgrund des dringenden Bedarfs – neben 5 Klein- 
bzw. Mittelbetrieben aus der Gemeinde (aufgrund von mündlichen und schriftlichen 
Interessensbekundungen benötigter Flächenbedarf ca. 1,5 ha) soll sich laut Auskunft der 
Gemeinde auch ein großer Betrieb mit ca. 40 Mitarbeitern in Nikolsdorf ansiedeln 
(bezugnehmend auf die mündliche Interessensbekundung von der Besprechung vom 
05.02.2026 im Gemeindeamt Nikolsdorf werden voraussichtlich ca. 2,5 ha benötigt) – wird 
deshalb ein neuer baulicher Entwicklungsbereich auf der Gp. 1056 KG Nikolsdorf 
vorgeschlagen. Letztlich steht das Grundstück nach intensiven Verhandlungen zur Verfügung 
(eine entsprechende privatrechtliche Vereinbarung liegt vor!) – der (aufgrund der aktuellen 
Hochwassergefährdung mittelfristig bzw. langfristig) defacto unbebaubare bauliche 
Entwicklungsbereich G4 kann daher in eine Landwirtschaftliche Freihaltefläche (FL) 
rückgeführt werden. Durch den flächengleichen Tausch, nämlich rd. 4,1 ha wird sichergestellt, 
dass die Gesamtfläche der gewerblichen Entwicklungszonen im Gemeindegebiet unverändert 
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bleibt. Da der Bereich zusätzlich in der überörtlichen Raumordnung in einer 
„Landwirtschaftlichen Vorsorgefläche“ gemäß § 7.2 a 1. TROG 2022 einliegt, ist auch eine 
entsprechende Änderung des Raumordnungsprogrammes über die Herausnahme 
landwirtschaftlicher Vorsorgeflächen erforderlich. Gemäß § 10 Abs. 2 lit. a TROG 2022 dürfen 
Raumordnungsprogramme geändert werden, wenn u. a. „ … wichtige im öffentlichen Interesse 
gelegene Gründe hierfür vorliegen … “. Im gegenständlichen Fall ist die Weiterentwicklung der 
Wirtschaft im Gemeindegebiet von Nikolsdorf unbedingt erforderlich (derzeit stehen keine 
Entwicklungsmöglichkeiten zur Verfügung!). Gemäß § 10 Abs. 4 TROG 2022 sind Entwürfe 
über die Änderung von Raumordnungsprogrammen einer Umweltprüfung nach dem Tiroler 
Umweltprüfungsgesetz zu unterziehen. Dies gilt jedoch nicht, wenn die Änderung u. a. 
voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen hat. 
Im gegenständlichen Fall kommt es jedoch zu einem flächengleichen Tausch von ca. 
41.255 m² –aufgrund der Verschiebung sind werden keine erheblichen Umweltauswirkungen 
erwartet.  
Im Planentwurf zur Änderung des ÖRK ist daher für die Gp. 1056 KG Nikolsdorf (derzeit im 
örtlichen Raumordnungskonzept als landwirtschaftlichen Freihalteflächen FL festgelegt; siehe 
GIS-Ausschnitt im Anhang), eine bauliche Entwicklung für vorwiegend gewerblich-industrielle 
Nutzung gemäß § 31.1 e, i TROG 2022 vorgesehen: Stempel G 5 / z0 / B!: „Hochwertiger 
Gewerbestandort an der B 100 ohne Nutzungskonfliktpotenzial. Widmungsvoraussetzung ist 
u. a. die Sicherstellung der verkehrsmäßigen (inneren) und sonstigen Erschließung. 
Anzustreben ist eine neue Direktanbindung an die B100, um den bestehenden 
Kreuzungsbereich verkehrstechnisch zu verbessern. Die bauliche Entwicklung hat von Osten 
nach Westen nach einem entsprechenden Nutzungs- / Verbauungskonzept zu erfolgen. Die 
Vorgaben des Flussbaus sind einzuhalten, Erweiterungsgebiet mit der Verpflichtung zur 
Bebauungsplanung. Aufgrund der Lärmbelastung und im Sinne des Orts- und Straßenbildes 
werden Sichtschutzbepflanzungen empfohlen.“ 
Im Gegenzug soll der bauliche Entwicklungsbereich G 4 / z0 / B!: „Hochwertiger 
Gewerbestandort an der B 100 ohne Nutzungskonfliktpotenzial. Widmungsvoraussetzung ist 
u. a. die Sicherstellung der verkehrsmäßigen und sonstigen Erschließung, die Verfügbarkeit 
der Flächen zum angestrebten Nutzungszweck, der Nachweis des Bedarfs. Anzustreben ist 
die Erarbeitung eines Nutzungs- / Verbauungskonzeptes. Erweiterungsgebiet mit der 
Verpflichtung zur Bebauungsplanung“ gemäß § 31.1 e, i TROG 2022 auf den Gp. 1153/1 und 
1155 beide KG Nikolsdorf als „Landwirtschaftliche Freihalteflächen - FL“ gemäß § 27.2 h 
TROG 2022 ausgewiesen werden. 
Gemäß § 32 Abs. 2 TROG 2022 ist eine Änderung des örtlichen Raumordnungskonzeptes nur 
zulässig, wenn: 
a) wichtige im öffentlichen Interesse gelegene Gründe hierfür vorliegen und die Änderung 

den Zielen der örtlichen Raumordnung nicht widerspricht, 
b) die Änderung im Interesse der besseren Erreichung der Ziele der örtlichen Raumordnung 

gelegen ist, weil sich für die örtliche Raumordnung bedeutsame Gegebenheiten in einem 
wesentlichen Punkt geändert haben oder sich im Nachhinein herausstellt, dass diese 
Gegebenheiten in einem wesentlichen Punkt unzutreffend angenommen worden sind. 

c) es sich nur um eine geringfügige Änderung der für einen bestimmten Zweck 
freizuhaltenden Gebiete, Bereiche oder Grundflächen oder der für die weitere bauliche 
Entwicklung bestehenden Grenzen handelt oder die Änderung sonst zur Schaffung von für 
bestimmte Bauvorhaben ausreichend großen Bauplätzen erforderlich ist und die Änderung 
weiters den Zielen der örtlichen Raumordnung nicht widerspricht. 

Die Gemeinde Nikolsdorf sieht durch die Erweiterung des Gewerbegebietes eindeutig 
öffentliches Interesse, die Wirtschaft zu stärken, weitere Arbeitsplätze zu schaffen und einer 
Abwanderung von Gemeindebürgern entgegenzuwirken. Es gilt § 5 des geltenden örtlichen 
Raumordnungskonzeptes, wobei „die Ansiedlung neuer Betriebe … vor allem unter dem 
Aspekt der Schaffung zusätzlicher qualifizierter Arbeitsplätze sowie der Umweltverträglichkeit 
zu prüfen“ ist. Es sollen vor allem heimische Klein- und Mittelbetriebe umfasst werden. Da sich 
der Planungsbereich innerhalb einer gelben Gefahrenzone Flussbau sowie innerhalb einer 
Überflutungsfläche 300-jährliches Hochwasser oder Extremereignis (Restrisikogebiet) – HQ 
300 befindet, ist eine Stellungnahme des BBA Lienz, Abteilung Wasserwirtschaft einzuholen. 
Weiters die Einholung einer Stellungnahme der Landesstraßenverwaltung (v. a. auch im 
Hinblick auf die eventuelle neue Direktanbindung an die B 100 zur Verbesserung des 
Kreuzungsbereiches – siehe Studie im Anhang). Um letztlich eine zweckmäßige und 
bodensparende Bebauung im Sinne des TROG sicherzustellen und um den Vorgaben o. a. 
Stellungnahmen Rechnung zu tragen, ist nach einer entsprechenden Umwidmung in Bauland 
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auch die Erlassung eines Bebauungsplanes erforderlich! Aus raumplanungsfachlicher Sicht 
können folgende Beschlussfassungen empfohlen werden: 
 Antrag auf Änderung des Raumordnungsprogrammes betreffend Herausnahme 

landwirtschaftlicher Vorsorgeflächen gem. § 10 TROG 2022 im Bereich der Gp. 1056 KG 
Nikolsdorf sowie 

 Änderung des örtlichen Raumordnungskonzeptes im Bereich der Gp. 1056 KG Nikolsdorf 
von derzeit baul. Entwicklung „Landwirtschaftliche Freihaltefläche - FL“ gemäß § 27.2 h 
TROG 2022 in künftig bauliche Entwicklung G5 / z0 / B!: „Hochwertiger Gewerbestandort 
an der B 100 ohne Nutzungskonfliktpotenzial. Widmungsvoraussetzung ist u. a. die 
Sicherstellung der verkehrsmäßigen (inneren) und sonstigen Erschließung. Anzustreben 
ist eine neue Direktanbindung an die B100, um den bestehenden Kreuzungsbereich 
verkehrstechnisch zu verbessern. Die bauliche Entwicklung hat von Osten nach Westen 
nach einem entsprechenden Nutzungs- / Verbauungskonzept zu erfolgen. Die Vorgaben 
des Flussbaus sind einzuhalten, Erweiterungsgebiet mit der Verpflichtung zur 
Bebauungsplanung. Aufgrund der Lärmbelastung und im Sinne des Orts- und 
Straßenbildes werden Sichtschutzbepflanzungen empfohlen.“ gem. § 31.1 e, i TROG 
2022 sowie im Bereich der Gp. 1153/1 und 1155 beide KG Nikolsdorf von derzeit bauliche 
Entwicklung G4 / z0 / B!: „Hochwertiger Gewerbestandort an der B 100 ohne 
Nutzungskonfliktpotenzial. Widmungsvoraussetzung ist u. a. die Sicherstellung der 
verkehrsmäßigen und sonstigen Erschließung, die Verfügbarkeit der Flächen zum 
angestrebten Nutzungszweck, der Nachweis des Bedarfs. Anzustreben ist die Erarbeitung 
eines Nutzungs- / Verbauungskonzeptes. Erweiterungsgebiet mit der Verpflichtung zur 
Bebauungsplanung“ gemäß § 31.1 e, i TROG 2022 in künftig „Landwirtschaftliche 
Freihaltefläche – FL“ gem. § 27.2 h TROG 2022 entsprechend dem Planentwurf. 

 
Unter Zugrundelegung dieser Stellungnahme wurde vom Gemeinderat in der Sitzung am 
10.02.2026 die Auflage des von Raumgis Kranebitter ausgearbeiteten Planentwurfes und für 
den Fall, dass bis spätestens eine Woche nach dem Ablauf der Auflegungsfrist keine 
schriftliche Stellungnahme dazu einlangen würde, auch eine dementsprechende Änderung 
des örtlichen Raumordnungskonzeptes beschlossen. Darauf wurde in der vom 12.02.2026 bis 
20.03.2026 veröffentlichten Kundmachung ausdrücklich hingewiesen. 
Da am 18.03.2026 fristgerecht eine Stellungnahme einer hierzu berechtigten Person, vertreten 
durch die Rechtsanwälte Seirer & Weichselbraun, eingelangt ist, wurde der 
Gemeinderatsbeschluss vom 10.02.2026 hinsichtlich der Änderung des örtlichen 
Raumordnungskonzeptes nicht rechtswirksam. 
Auf Grund dieser Stellungnahme wurde seitens der Gemeinde um eine ergänzende 
wasserfachliche Beurteilung der Hochwassersituation im Vergleich der beiden Grundparzellen 
1153/1 und 1056, beide KG Nikolsdorf, ersucht. 
Der Gemeinderat wird über die schriftliche Anfrage der Rechtsanwälte Seirer & Weichselbraun 
vom 25.02.2026 und das Antwortschreiben der Gemeinde Nikolsdorf vom 03.03.2026 samt 
Beilagen informiert. Die rechtsanwaltliche Stellungnahme vom 18.03.2026 und die 
ergänzende wasserfachliche Stellungnahme vom 20.03.2026 werden dem Gemeinderat durch 
vollinhaltliches Verlesen zur Kenntnis gebracht. 
 
Nach eingehender sachlicher Beratung fasst der Gemeinderat auf Antrag des Bürgermeisters 
mit 11 Ja-Stimmen einstimmig folgenden Beschluss: 
Unter Zugrundelegung der Stellungnahme des örtlichen Raumplaners vom 09.02.2026, der 
wasserfachlichen Stellungnahmen des Amtes der Tiroler Landesregierung, Baubezirksamt 
Lienz, Abteilung Wasserwirtschaft, vom 11.05.2023, 15.01.2026 und 20.03.2026 wird unter 
Berücksichtigung der Stellungnahme der Rechtsanwälte Seirer & Weichselbraun vom 
18.03.2026 die Änderung des örtlichen Raumordnungskonzepts entsprechend dem 
Planentwurf des örtlichen Raumplaners Dr. Thomas Kranebitter vom 03.02.2026 mit folgender 
Begründung beschlossen:  
Die wichtigen im öffentlichen Interesse gelegenen Gründe, auf Grund derer das örtliche 
Raumordnungskonzept gemäß § 32 Abs. 2 lit a TROG 2022 geändert werden darf, sind im 
Wesentlichen in der Stellungnahme des örtlichen Rauplaners vom 09.02.2026 angeführt. Wie 
daraus u. a. hervorgeht, gehören die Erhaltung und Weiterentwicklung der Wirtschaft gemäß 
§ 27 Abs. 2 lit. b TROG 2022 zu den wesentlichen Zielen der örtlichen Raumordnung, 
wohingegen es insbesondere infolge der Hochwassergefährdung laut dem im Jahr 2013 
erlassenen Gefahrenzonenplan kaum diesbezügliche Entwicklungsmöglichkeiten gibt. 
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Zwischenzeitlich liegt neben konkreten schriftlichen Anfragen von sechs regionalen Klein- und 
Mittelbetrieben auch eine schriftliche Interessensbekundung für die Ansiedlung eines 
Betriebes mit ca. 40 Mitarbeitern vor. Die Tatsache, dass Nikolsdorf infolge der im Verhältnis 
zu den (Pflicht-)Ausgaben zu geringen eigenen Gemeindeeinnahmen (Kommunalsteuer etc.) 
zu den Abgangsgemeinden zählt, verpflichtet speziell dazu, diesem Missstand 
entgegenzuwirken und sich um eine Verbesserung dieser Situation zu bemühen. 
Die gegenständliche Änderung des örtlichen Raumordnungskonzeptes ist gemäß § 32 Abs. 2 
lit b TROG 2022 im Interesse der besseren Erreichung der Ziele der örtlichen Raumordnung 
gelegen, weil sich die für die örtliche Raumordnung bedeutsamen Gegebenheiten in einem 
wesentlichen Punkt geändert haben bzw. sich erst im Nachhinein herausgestellt hat, dass 
diese Gegebenheiten in einem wesentlichen Punkt, nämlich der ursprünglich noch nicht 
existenten Plangrundlagen zur Beurteilung der Hochwassergefährdung (Gefahrenzonenplan 
Flussbau, Generelles Projekt betreffend die Draudämme und damit im Zusammenhang 
stehende Schutzmaßnahmen an der Drau), unzutreffend angenommen worden sind. Während 
nämlich die Absicht zur Schaffung von Gewerbegebiet im Bereich des Grundstücks 1153/1 
KG Nikolsdorf schon ab dem Jahr 1993 bestand bzw. zu diesem Zweck die Grundstücke 
1153/1 und 1155 auch in dem erstmals im Jahr 2003 erlassenen örtlichen 
Raumordnungskonzept aufgenommen wurden, wurde der Gefahrenzonenplan Flussbau bzw. 
Drau erstmals erst im Jahr 2013 erlassen und das von der Abteilung Wasserwirtschaft in 
Auftrag gegebene generelle Projekt betreffend die Draudämme und damit im Zusammenhang 
stehende Schutzmaßnahmen an der Drau überhaupt erst im Jahr 2023 fertig- bzw. vorgestellt 
(Aktenvermerk vom 25.04.2023). 
Die Hochwassergefährdungssituation im Bereich der Grundstücke 1153/1 und 1155, beide KG 
Nikolsdorf, ergibt sich somit nunmehr neben dem Gefahrenzonenplan Drau auch aus dem 
sich auf das generelle Projekt beziehenden Aktenvermerk der Abteilung Wasserwirtschaft vom 
25.04.2023 sowie konkret für das Grundstück 1153/1 auch aus der sich u. a. darauf 
beziehenden wasserfachlichen Stellungnahme vom 11.05.2023, Zahl BBALZ-3008/03/470-
2023. 
In der infolge der rechtsanwaltlichen Stellungnahme vom 18.03.2026 eingeholten 
ergänzenden wasserfachlichen Stellungnahme der Abteilung Wasserwirtschaft des 
Baubezirksamtes Lienz vom 20.03.2026, Zahl BBALZ-3008/03/593-2025, in welcher die 
Grundstücke Gp. 1153/1 und Gp. 1056, beide KG Nikolsdorf, noch einmal hinsichtlich der 
Verwendung als Gewerbegebiet aus Sicht des Hochwasserschutzes der Drau verglichen 
werden, wird wiederum auf die wasserfachliche Stellungnahme vom 11.05.2023 verwiesen. 
Wie festgestellt wird, wird die gesamte Parzelle 1053/1 beim Bemessungsereignis (HQ 100) 
vollflächig überströmt. Hochwasser aus der Drau tritt dabei unmittelbar südlich der Parzelle 
über den Damm und flutet den Bereich mit einer Fließgeschwindigkeit von bis zu 0,6 m/s, die 
Welle fließt nach Osten ab. Die Darstellung als „Rot-Gelber Funktionsbereich“ (siehe 
nachfolgender Screenshot aus dem TIRIS) in der Gefahrenzonenplanung zeigt die Relevanz 
der gesamten Fläche für den Hochwasserabfluss und den Hochwasserrückhalt. 

 
Auch die Gp. 1056 wird beim Bemessungsereignis von der Hochwasserführung der Drau 
berührt, indem dieses rund 1,2 km weiter westlich über die Ufer tritt und über den Talboden 
nach Osten abfließt. Die für den Hochwasserrückhalt und für den Hochwasserabfluss 
maßgebliche Zone des Rot-Gelben Funktionsbereichs beschränkt sich auf den nordwestlichen 
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Bereich der Parzelle bzw. den südlichen Rand des Abflusskorridors. Die betroffene Fläche 
und die Wassertiefen sind geringer als bei der Gp. 1153/1. 

 
Letztlich wird in der wasserfachlichen Stellungnahme vom 20.03.2026 abschließend 
festgehalten, dass auf Grundlage der Gefahrenzonenplanung die Gp. 1153/1 stärker von der 
Hochwasserführung (HQ 100) betroffen ist als die Gp. 1056, sodass aus Sicht des 
Hochwasserschutzes die Gp. 1056 zur Verwendung als Gewerbegebiet besser geeignet 
erscheint als die Gp. 1153/1. 
 

zu 19) Anträge, Anfragen und Allfälliges 
a) Bürgermeister Georg Rainer: Bericht, dass die Baumaßnahmen betreffend des WLV-

Projekt Maletin voraussichtlich 2026 beendet werden sollen. 
b) Bürgermeister Georg Rainer: Bericht über Baustart betreffend dem Projekt Trutschnigweg 

– Umlegung. 
c) Bürgermeister Georg Rainer: Bericht über Erneuerungsmaßnahmen bezüglich der 

Lüftungsanlage im Kulturzentrum 
d) Bürgermeister Georg Rainer: Hinweis auf die Bauverhandlung betreffend dem 

Fernwärme-Projekt der Regional Energie Osttirol reg. GenmbH am 09.04.2026. 
e) Bürgermeister-Stv. Gerald Standteiner: Anfrage bezüglich der Planung der REO 
f) Bürgermeister Georg Rainer: Bericht über aktuellen Stand der 

Auseinandersetzungsverfahren der GGAGs 
g) Bürgermeister Georg Rainer: Bericht über Gespräch mit neuem Vorstandsmitglied der 

Raiffeisenbank Sillian – Lienzer Talboden 
h) Bürgermeister Georg Rainer: Anregung sich Gedanken für die Umsetzung des „Tu es 

Tag“ zu machen 
i) Bürgermeister-Stv. Gerald Standteiner: Anfrage bezüglich der Beschilderung für die 

Leinenpflicht von Hunden 
j) Bürgermeister-Stv. Gerald Standteiner: Anfrage bezüglich der Zuständigkeit der 

sanierungsbedürftigen Holz-Schienen im Bereich Ploner 
k) Bürgermeister-Stv. Gerald Standteiner erkundigt sich ob es eine Anfrage bezüglich der 

Erneuerung der Audio- und Lichttechnik im Kultursaal gibt. 
l) Bürgermeister Georg Rainer: Bericht über Besprechung mit der APG und den betroffenen 

Grundbesitzern hinsichtlich der Mastenstandorte für 380 kv Leitung. 
m) Mag. Christopher Stadler: Bericht über Kassaprüfung am 24.02.2026, bei der keine 

Mängel festgestellt werden konnten. 
n) Karl Plautz: Dank für die Bemühungen ein Gewerbegebiet zu schaffen. 
 

g. g. g. 

Bürgermeister: Gemeinderatsmitglieder: Schriftführer: 


